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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


1 . Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, dass ein Inkassounternehmen, das über Da- 
ten einer Privatperson verfügt, dieser Privat- 
person unter Berufung auf § 34 Abs. 2 Satz 2 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) keine Aus- 
kunft über die Herkunft der Daten geben muss 
und wenn ja, wie steht die Bundesregierung zu 
dieser datenrechtlichen Problematik? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 4. März 2003 

Die Vorschrift des § 34 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) be- 
zieht sich nur auf Stellen, die geschäftsmäßig personenbezogene Da- 
ten zum Zweck der Auskunftserteilung speichern. Dies ist bei reinen 
Inkassounternehmen regelmäßig nicht der Fall. Allerdings existieren 
Unternehmen, die neben ihrer Inkassotätigkeit auch eine Wirtschafts- 
auskunftei betreiben. 

Nach § 34 Abs. 2 Satz 1 BDSG hat der Betroffene ein Auskunftsrecht 
gegenüber derartigen Auskunfteien. Diese müssen dem Betroffenen 
mitteilen, welche Daten über ihn gespeichert sind. Auskunft über Her- 
kunft und Empfänger der Daten kann der Betroffene gemäß § 34 
Abs. 2 Satz 2 BDSG nur dann verlangen, wenn nicht das Interesse der 
Auskunftei an der Wahrung des Geschäftsgeheimnisses überwiegt. 

Ob dies der Fall ist, ist eine Frage der Abwägung im Einzelfall. Diese 
Beurteilung ist den hierfür zuständigen Aufsichtsbehörden der Länder 
überlassen. Unter ihnen besteht Einvernehmen, dass das Auskunfts- 
interesse des Betroffenen jedenfalls dann überwiegt, wenn Indizien da- 
für bestehen, dass die betreffenden Daten unrichtig oder unvollständig 
sind. Diese Auslegung ist nach Auffassung der Bundesregierung zu- 
treffend. 


2. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Grenzver- 
kehr zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Tschechischen Republik bereits 
vor dem Beitritt der Tschechischen Republik 
zur Europäischen Union über die Regelungen 
des Abkommens zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der Tschechischen Republik über Grenz- 
übergänge an der gemeinsamen Staatsgrenze 
vom 9. Juni 1997 hinaus zu erleichtern? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 27. Februar 2003 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, bereits vor dem Beitritt der 
Tschechischen Republik zur Europäischen Union über die Regelun- 
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gen des Abkommens vom 18. November 1996 (BGBl. 1997 II 
S. 1385) zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Tschechischen Republik über Grenzübergänge 
an der gemeinsamen Staatsgrenze hinaus weitere Erleichterungen mit 
dem Vertragspartner zu vereinbaren. Nach Auffassung der Bundesre- 
gierung, die im Übrigen auch der Position der tschechischen Regie- 
rung entspricht, besteht hierzu keine Veranlassung. 


3. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Initiativen unternimmt die Bundesre- 
gierung, um land- und forstwirtschaftlichen 
Fahrzeugen den Grenzübertritt über aus- 
schließlich für Pkw zugelassene Übergänge als 
auch über die grüne Grenze zu erleichtern, so 
dass den Land- und Forstwirten im Grenzge- 
biet zur Tschechischen Republik eine grenz- 
überschreitende Tätigkeit erleichtert bezie- 
hungsweise ermöglicht wird? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 27. Februar 2003 

Zur Vorbereitung einer von deutscher Seite bereits seit 1998 ange- 
strebten Übereinkunft zum Zwecke der Gestattung des Grenzüber- 
tritts mit land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen zur Bewirtschaf- 
tung grenznaher Grundstücke außerhalb dafür zugelassener Über- 
gangsstellen und über die Grüne Grenze hat die Bundesregierung der 
Regierung der Tschechischen Republik im Juli 1999 einen entspre- 
chenden Abkommensentwurf vorgelegt, nachdem der im Rahmen 
einer Expertenrunde am 9. und 10. März 1999 in Cham unterbreitete 
deutsche Vorschlag für eine Erweiterung/Ergänzung des Abkommens 
vom 3. November 1994 zwischen beiden Staaten über den Kleinen 
Grenzverkehr auf Wanderwegen und in Touristenzonen sowie über 
den Grenzübertritt in besonderen Fällen auf tschechischer Seite abge- 
lehnt worden war. Die für Grenzangelegenheiten im Verhältnis zur 
Bundesrepublik Deutschland zuständigen Regierungsstellen in Prag 
sind nach eingehender Prüfung des Vertragswerkes zu dem Ergebnis 
gelangt, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt Verhandlungen zur Finali- 
sierung des vorgesehenen Abkommens vor dem Hintergrund der an- 
stehenden EU-Erweiterung nicht mehr zweckmäßig und erforderlich 
sind. Die Bundesregierung hat mit Nachdruck auf eine nunmehr für 
den 6. März 2003 in Prag anberaumte bilaterale Expertensitzung auf 
Arbeitsebene hingewirkt. Ziel dieser Verhandlungen wird sein, eine 
mit dem Gemeinschaftsrecht der Europäischen Union und dem Regel- 
werk des Schengener Durchführungsübereinkommens konforme Re- 
gelung außerhalb eines Abkommens zu vereinbaren und somit eine er- 
forderliche Rechtsgrundlage für die in Rede stehende Sonderregelung 
zu schaffen. 


4. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung die Stiftung für 

Dr. Peter ehemalige politische Häftlinge stärken? 

Jahr 

(CDU/CSU) 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 25. Februar 2003 

Die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge, Bonn, ist eine rechts- 
fähige Stiftung des öffentlichen Rechts (§ 15 Abs. 1 Häftlingshilfege- 
setz [HHG]). Ihre Aufgaben - Gewährung von Unterstützungsleistun- 
gen zur Linderung einer Notlage gemäß § 18 HHG sowie § 18 Straf- 
rechtliches Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) - sind gesetzlich gere- 
gelt. Die Finanzausstattung der Stiftung für die Durchführung der 
Aufgaben nach dem HHG ist in § 1 6 HHG gesetzlich geregelt, für die 
Gewährung von Unterstützungsleistungen nach dem StrRehaG wer- 
den die erforderlichen Haushaltsmittel im Einzelplan 60 bereitgestellt. 
Zur Unterstützung der Stiftung nimmt die Bundesregierung Bezug auf 
die Antworten zu den Fragen 1 1 und 1 3 in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der PDS „Entschädigungszahlungen 
an die Verschleppten jenseits von Oder und Neiße“ (Bundestags- 
drucksache 14/5865). Hinzuzufügen ist, dass der Stiftung im Haus- 
haltsjahr 2002 erneut zusätzlich zu den in § 16 Abs. 1 HHG vorgese- 
henen Mitteln 1 Mio. Euro aus dem Bundeshaushalt zur Gewährung 
von Unterstützungsleistungen nach § 18 HHG zur Verfügung gestellt 
worden sind. Ihr sind ferner im Haushaltsjahr 2002 zusätzlich zu den 
im Einzelplan 60 für Leistungen nach § 18 StrRehaG etatisierten 
10,22 Mio. Euro weitere 3 Mio. Euro aus dem Bundeshaushalt zur 
Verfügung gestellt worden. Ob im Haushaltsjahr 2003 weitere zusätz- 
liche Mittel für diesen Zweck erforderlich sein werden und bereit- 
gestellt werden können, wird die Bundesregierung zu gegebener Zeit 
prüfen. 


5. Abgeordneter 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Welche rechtsextremen Skinhead-Musikveran- 
staltungen haben im Jahr 2002 (Konzerte, Lie- 
derabende etc.) stattgefunden? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 3. März 2003 

Der 2001 festgestellte Rückgang bei der Zahl rechtsextremistischer 
Skinhead-Konzerte in Deutschland setzte sich im Jahr 2002 nicht fort. 
Im Jahr 2002 stieg die Zahl durchgeführter Konzerte auf ca. 120 
(2001: 80). Die Zahl rechtsextremistischer Liederabende ist mit ca. 36 
Veranstaltungen rückläufig (2001: 47). 

Bei 14 Demonstrationen und Saalveranstaltungen der rechtsextre- 
mistischen Szene traten als „musikalisches Rahmenprogramm“ Skin- 
head-Bands oder Liedermacher auf. Hierbei handelte es sich über- 
wiegend um Veranstaltungen der NPD und neonazistischer Gruppie- 
rungen. 

Die Sicherheitsbehörden verhinderten auch 2002 zahlreiche Konzerte 
durch präventive Maßnahmen und Verbote im Vorfeld der Veranstal- 
tungen. Zudem wurden wie im Vorjahr zahlreiche Veranstaltungen 
nach ihrem Beginn aufgelöst. 
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Eine vollständige Auflistung aller rechtsextremistischen Musikveran- 
staltungen nach den in der Frage genannten Kriterien kann nicht ver- 
öffentlicht werden, da die rechtsextremistische Szene aus dieser Veröf- 
fentlichung Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der Sicherheitsbe- 
hörden ziehen könnte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


6. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Welche gesetzgeberischen Initiativen im Rah- 
men der beruflichen und verwaltungstechni- 
schen Rehabilitierung der SED-Opfer hat die 
Bundesregierung unternommen, um die An- 
tragsfristen bis zum Jahr 2006 zu verlängern 
und die Wirkung auf die Rentenanwartschaf- 
ten zu prüfen, wie das in der Koalitionsverein- 
barung zwischen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 2002 vereinbart wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 26. Februar 2003 

Die Fristen für Anträge nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz 
- BerRehaG - und dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungs- 
gesetz - VwRehaG - wurden zuletzt durch das Gesetz zur Ände- 
rung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften vom 20. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 3986) bis zum 31. Dezember 2003 verlängert. Die Bundes- 
regierung wird zu gegebener Zeit über die erforderlichen gesetzgebe- 
rischen Maßnahmen entscheiden. Die Auswirkungen des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und Anwart- 
schaftsüberführungsgesetzes (2. AAÜG ÄndG vom 27. Juni 2001, 
BGBl. I S. 1939) auf die Ermittlung des rentenrechtlichen Nachteils- 
ausgleichs nach dem BerRehaG werden derzeit geprüft. Die Prüfung, 
die unter Beteiligung der Rentenversicherungsträger erfolgt, wird 
noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


7. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Pinkwart 

(FDP) 


Welcher Anteil des für das Jahr 2003 geschätz- 
ten Gewerbesteueraufkommens von 23 Mrd. 
Euro wird von Kapitalgesellschaften gezahlt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 3. März 2003 

Eine Aufteilung des Steueraufkommens nach Rechtsformen liegt für 
das Kassenaufkommen nicht vor. In der Steuerschätzung im Novem- 
ber 2002 wurde das Kassenaufkommen der Gewerbesteuer für das 
Jahr 2003 auf 23 Mrd. Euro geschätzt. 

Eine Auswertung der dem Bundesministerium der Finanzen vorlie- 
genden Gewerbesteuerstatistik für den Veranlagungszeitraum 1998 
zeigt, rund 61,4% des Volumens des Gewerbesteuermessbetrages ent- 
fällt auf Kapitalgesellschaften. 

Geht man davon aus, dass die Verhältnisse gegenüber 1998 nicht gra- 
vierend abweichen, entfallen rund 14,1 Mrd. Euro des für 2003 ge- 
schätzten kassenmäßigen Gewerbesteueraufkommens auf Kapitalge- 
sellschaften. 


8. Abgeordneter Welcher Anteil des Gewerbesteueraufkom- 

Dr. Andreas mens kann nach § 35 des Einkommensteuerge- 

Pinkwart setzes verrechnet werden? 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 3. März 2003 

Aufgrund einer Analyse der Gewerbesteuerstatistik 1998 ist davon 
auszugehen, dass 33,6% des Gewerbesteuermessbetrages nach § 35 
EStG verrechnet werden kann. 

Dementsprechend dürfte ein Betrag von 3,6 Mrd. Euro auf der 
Grundlage eines Gewerbesteueraufkommens von rund 7,7 Mrd. Euro 
für einkommensteuerpflichtige Gewerbesteuerbelastete gemäß § 35 
EStG angerechnet werden. Darüber hinaus werden die Personenun- 
ternehmen auch durch die ertragsteuerliche Abzugsfähigkeit der Ge- 
werbesteuer entlastet. 


9. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


In welchem Verfahrensstadium befinden sich 
die Verhandlungen des Bundes mit der Lan- 
deshauptstadt München über den Verkauf der 
bundeseigenen Siedlung Ludwigsfeld, insbe- 
sondere wird von Seiten des Bundes weiterhin 
ein Verkauf an die Landeshauptstadt München 
angestrebt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 26. Februar 2003 

Der Bund beabsichtigt auch weiterhin, die bundeseigene Wohnsied- 
lung München-Ludwigsfeld der Landeshauptstadt München bzw. 
einer von ihr getragenen Wohnungsbaugesellschaft zum Erwerb an- 
zubieten. Vor Aufnahme von Kaufvertragsverhandlungen sind von 
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Seiten des Bundes allerdings noch Fragen im Zusammenhang mit 
der Wertfindung zu klären. Eine Veräußerung der Wohnsiedlung ist 
zurzeit im Flinblick auf andere Veräußerungsfälle des Bundes in 
München nicht vordringlich. 


10. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber, dass es einen nicht unerheblichen Miss- 
brauch von ausländischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern, insbesondere türkischer Staatsan- 
gehörigkeit gibt, die für ihre in Deutschland 
gemeldeten Kinder Kindergeld bekommen, 
obwohl diese in Wahrheit in der Türkei leben? 


11. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, kann sie auch Auskunft über die 
Höhe des geschilderten Kindergeldmiss- 
brauchs geben? 


12. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen werden ergriffen, um 
einen solchen Missbrauch aufzudecken bzw. 
zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 3. März 2003 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über einen solchen 
Missbrauch vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


13. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Existenz eines Ab- 
stimmungspapiers der EU-Kommission zum 
Thema GATS-Verpflichtungen (GATS: Allge- 
meines Abkommen über Handel mit Dienst- 
leistungen) bekannt, in welchem unter ande- 
rem vollständige Niederlassungsfreiheit für 
ausländische Baufirmen und eine großzügige 
Regelung für die Entsendung von Leiharbei- 
tern durch international tätige Konzerne (nach 
jeweils geltendem nationalen Recht) in die 
EU-Länder angeregt wird, und wenn ja, wie 
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schätzt die Bundesregierung die Auswirkungen 
dieser Regelungen auf den deutschen Arbeits- 
markt ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 5. März 2003 

Der den EU-Mitgliedstaaten am 7. Februar 2003 von der Europä- 
ischen Kommission zur weiteren EU-internen Abstimmung übermit- 
telte vertrauliche Entwurf für ein Eingangsangebot der Gemeinschaft 
für die seit Anfang 2000 laufenden WTO-Verhandlungen zur weiteren 
Liberalisierung des internationalen Dienstleistungshandels basiert auf 
den seit Inkrafttreten des GATS (1. Januar 1995) seitens der Gemein- 
schaft übernommenen Liberalisierungsverpflichtungen, die nunmehr 
durch zusätzliche Liberalisierungsangebote ergänzt werden sollen. 

Bereits seit 1995 haben die Europäische Gemeinschaft und die EU- 
Mitgliedstaaten vor dem Hintergurnd der schon damals für ausländi- 
sche Firmen bestehenden Niederlassungsfreiheit Liberalisierungsver- 
pflichtungen für „Dienstleistungserbringung durch eine kommerzielle 
Firmenniederlassung“ (sog. Modus-3) in zahlreichen Dienstleistungs- 
sektoren übernommen. 

Im Sektor „Bau- und damit verbundene Ingenieurleistungen“ hat 
Deutschland bereits damals uneingeschränkte Liberalisierungsver- 
pflichtungen für Modus-3 sowie für das innerbetrieblich versetzte Füh- 
rungspersonal zur Leitung derartiger ausländischer Firmenniederlas- 
sungen (sog. Modus-4) übernommen. Diese bestehenden Verpflich- 
tungen stehen in den laufenden WTO-Verhandlungen nicht zur De- 
batte. 

Die nunmehr von der EU-Kommission vorgeschlagenen punktuellen 
Ausweitungen zu Modus-4 („Dienstleistungserbringung durch natürli- 
che Personen“) betreffen lediglich einige hochqualifizierte Personen- 
kategorien in bestimmten Dienstleistungssektoren. Für die von 
Deutschland lediglich im Untersektor „Baustellenuntersuchung“ be- 
stehenden Liberalisierungsverpflichtungen für die Modus-4-Unterka- 
tegorie „vertragliche Dienstleistungserbringung durch Angestellte ei- 
ner juristischen Person“ wird an den zahlreichen bestehenden inhaltli- 
chen Konditionen nichts geändert; vorgeschlagen wird hingegen eine 
Ausweitung des zulässigen Tätigkeitszeitraums von derzeit 3 auf 6 
Monate pro Jahr sowie der zulässigen Vertragsdauer von 3 auf 12 Mo- 
nate. 

Der Kommissionsentwurf sieht insbesondere keine Liberalisierungs- 
ausweitung derartiger Modus-4-Verpflichtungen auf den gesamten 
Baubereich vor. Schon gar nicht wird im Kommissionsentwurf eine 
Liberalisierungsverpflichtung für entsandte Leiharbeiter vorgeschla- 
gen. 


14. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Welche Vorhaben wurden seit 1999 im Rah- 
men des Förderprogrammes des Bundesminis- 
teriums für Wirtschaft und Arbeit „InnoNet“ 
(Förderung von innovativen Netzwerken) im 
Freistaat Sachsen gefördert? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 5. März 2003 

Im Rahmen des Förderprogramms InnoNet wurden im Bundesland 
Sachsen seit 1999 folgende vierzehn Verbundprojekte mit einem Ge- 
samtfördervolumen von rd. 5,2 Mio. Euro bewilligt: 


Verbund- 

Nr. 

Verbundprojekt 

Zuwendungsempfänger 
im Land Sachsen 

Zuwendung bewilligt in 2000: 

IN1018 

Keramisch beschichtete Textilmaterialien zur ver- 
besserten Versorgung von Wunden und chroni- 
schen Geschwüren 

Gesellschaft zur Förderung von Me- 
dizin-, Bio- und Umwelttechnologien 
e. V., ausführende Stelle in Sebnitz 

IN1026 

Innovative Sensorsysteme zur Erfassung von che- 
misch-physikalischen Parametern in der Medizin- 
technik 

Kurt-Schwabe-Institut für Mess- und 
Sensortechnik Meinsberg e. V. 



Fraunhofer-Institut für Keramische 
Technologien und Sinterwerkstoffe, 
Dresden 

IN1037 

Passive Immunisierung von Tieren mittels oraler 
Gabe von IgY-Antikörpern in Kombination mit 
verschiedenen Prä- und Probiotika 

Universität Leipzig 

IN1056 

Entwicklung eines lernfähigen automatischen Bild- 
analysesystems zur Analyse von Fluoreszenzbildern 
in der Autoimmundiagnostik 

Institut für Bildverarbeitung und an- 
gewandte Informatik e. V., Leipzig 



Universität Leipzig 

IN 1 1 5 1 

Sicherheitstechniken und Zugriffsmethoden für 
lokale und globale Netzwerke 

Fraunhofer-Institut für Mikroelektro- 
nische Schaltungen und Systeme, 
Dresden 



TU Dresden 

INI 185 

Verfahren zur Schwermetallelimination aus saurem 
Beizabwasser 

Forschungszentrum Mittweida e. V. 



Hochschule für Technik und Wirt- 
schaft Mittweida 

IN1230 

Oberflächenoptimierung von Komponenten im 
Strick- und Spinnereimaschinenbau 

Fraunhofer-Institut für Werkstoff- 
und Strahltechnik, Dresden 

IN 1264 

Mobiles Rohrverlegesystem 

TU Chemnitz 

Zuwendung bewilligt in 2001: 

IN2031 

Diagnostische Methoden und Verfahren für 
epidemiologische Untersuchungen bedeutender 
Zoonoseerreger 

Universität Leipzig 

IN2032 

Intelligentes E-marketing durch Web-mining und 
adaptive Web-interface 

Institut für Bildverarbeitung und an- 
gewandte Informatik e. V., Leipzig 



TU Dresden 

Zuwendung bewilligt in 2002: 

IN3011 

Entwicklung und Einsatz eines Verfahrens zur 
Blitzmercerisation von Baumwolle 

Sächsisches Textilforschungsinstitut 
e. V., Chemnitz 
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Verbund- 

Nr. 

Verbundprojekt 

Zuwendungsempfänger 
im Land Sachsen 

IN3018 

Entwicklung einer technischen Verfahrenslösung 
zur nachhaltigen Keimreduktion, insbesondere von 
Zoonose-Erregern, bei Hühnereiern mittels ozon- 
haltiger Medien 

Universität Leipzig 

IN3051 

Entwicklung von Methoden und Verfahren für die 
bildgebende Erfassung und rechnergestützte Aus- 
wertung biologischer Gefahrstoffe 

Institut für Bildverarbeitung und an- 
gewandte Informatik e. V., Leipzig 

Zuwendung beantragt in 2003: 

IN3563 

Kontrollierte Fügetechnik für Glas - Entwicklung 
einer selbstregulierenden Bestrahlungseinheit auf 
LED-Basis 

TU Dresden 


15. Abgeordnete 

Ingrid 

Fischbach 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Initiative Frank- 
reichs bekannt, die Jugendarbeitslosigkeit 
durch neue Arbeitsverträge in privaten Unter- 
nehmen zu bekämpfen, und wenn ja, wie be- 
wertet die Bundesregierung den Vorstoß 
Frankreichs? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rezzo Schlauch 
vom 28. Februar 2003 

Am 1. August 2002 hat die französische Nationalversammlung rück- 
wirkend zum 1 . Juli 2002 das Programm „Jeune en entreprise“ be- 
schlossen. Das Programm richtet sich an die Zielgruppe der beson- 
ders von Arbeitslosigkeit betroffenen Jugendlichen zwischen 16 und 
22 Jahren, deren Ausbildungsniveau unterhalb des Abschlusszeugnis- 
ses der Sekundarstufe liegt und die keine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung aufweisen. Der Arbeitgeber erhält eine pauschalierte Prämie, die 
den Arbeitgeber-Beitrag zu den Sozialversicherungsbeiträgen ganz 
oder teilweise deckt. 

Es kommt der Bundesregierung nicht zu, arbeitsmarktpolitische Pro- 
gramme anderer Länder zu bewerten. Hinsichtlich der Übertragbar- 
keit des o. g. Programms auf Deutschland ist es erforderlich, auch die 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen in Deutschland und Frank- 
reich zu berücksichtigen. In Frankreich sind Jugendliche im Verhält- 
nis zu anderen Altersgruppen über-, in Deutschland unterproportional 
von Arbeitslosigkeit betroffen. Während in Frankreich schulische 
Ausbildungen dominieren, ist in Deutschland die Wirtschaft im Rah- 
men des dualen Systems stark an der Berufsausbildung junger Men- 
schen beteiligt. 

Die Beschäftigung von Jugendlichen in Betrieben kann auch in 
Deutschland gefördert werden. Aus dem Sofortprogramm zum Abbau 
der Jugendarbeitslosigkeit können Lohnkostenzuschüsse zur Einstel- 
lung Jugendlicher unter 25 Jahren bis zu 50 % des Arbeitsentgelts (ein- 
schließlich des pauschalierten Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialver- 
sicherungsbeitrag) erbracht werden. Im Jahre 2002 wurden rd. 38 600 
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Jugendliche auf diese Weise gefördert. Jugendlichen ohne Ausbildung 
sollen aber vorrangig Qualifizierungsmaßnahmen angeboten werden. 


16. Abgeordnete 

Ingrid 

Fischbach 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, die Jugendarbeitslosigkeit in der Bundes- 
republik Deutschland zu bekämpfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rezzo Schlauch 
vom 28. Februar 2003 

Zur Eingliederung Jugendlicher in den Arbeitsmarkt werden die Ins- 
trumente der aktiven Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch Sozial- 
gesetzbuch (SGB III) seit 1999 durch das Sofortprogramm zum Ab- 
bau der Jugendarbeitslosigkeit jugendspezifisch verstärkt. Besondere 
Schwerpunkte sind berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen zur Vor- 
bereitung auf eine berufliche Ausbildung (rd. 61400 Teilnehmer im 
Jahre 2002), ausbildungsbegleitende Hilfen (rd. 62 100 Teilnehmer 
2002) und die Berufsausbildung lernbeeinträchtigter und sozial be- 
nachteiligter Jugendlicher (rd. 48 000 Teilnehmer 2002). Rund 82 100 
Jugendliche, die zu einer Berufsausbildung auswärts untergebracht 
waren, wurden mit Berufsausbildungsbeihilfe gefördert. Insgesamt 
wurden im Jahresdurchschnitt 2002 rd. 447 000 Jugendliche nach dem 
SGB III und rd. 86 000 Jugendliche nach dem Sofortprogramm geför- 
dert. 


17. Abgeordneter 

Robert 

Hochbaum 

(CDU/CSU) 


Wie darf die vom Bundesminister für Wirt- 
schaft und Arbeit, Wolfgang Clement, auf der 
Tagung der Gewerkschaften IG Bergbau, Che- 
mie, Energie (IG BCE) in Lahnstein geäußerte 
Ankündigung, dass sich die Bundesregierung 
dafür einsetze, „dass junge Menschen unter 25 
Jahre überhaupt nicht mehr auf die Straße ent- 
lassen werden“ (vgl. Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 1. Februar 2003) verstanden wer- 
den, und wie will die Bundesregierung diese 
konkret und im zeitlichen Rahmen umsetzen? 


18. Abgeordneter 

Robert 

Hochbaum 

(CDU/CSU) 


Sind in dieser Hinsicht besondere Maßnahmen 
außer den bereits bestehenden für ostdeutsche 
Jugendliche und junge Berufstätige unter 25 
Jahren geplant, und wenn ja, wie sehen diese 
in ihrer konkreten Gestaltung aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 5. März 2003 

Mit der zitierten Äußerung hat Bundesminister Wolfgang Clement 
das Ziel der Bundesregierung bekräftigt, dafür zu sorgen, dass kein Ju- 
gendlicher arbeitslos bleibt. Hierzu haben wir mit dem Job-AQTIV- 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 11 - 


Drucksache 15/524 


Gesetz und den beiden Gesetzen für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt erste Schritte ergriffen. Im Zentrum dieser Gesetze steht 
das übergeordnete Ziel einer schnelleren Vermittlung in Arbeit, was 
sich auch auf Jugendliche auswirken wird, deren durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit ohnehin relativ gering ist. 

Die Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang auch die Bundes- 
anstalt für Arbeit in die Lage versetzt, zusätzliches Personal im Be- 
reich der Vermittlung einzusetzen. Der Schlüssel Vermittler je Arbeits- 
loser ist nachhaltig verbessert worden. Durch die beiden anstehenden 
Reformen im Zuge der Hartz-Umsetzung (weitere Vereinfachungen 
und Zuammenführung Arbeitslosen- und Sozialhilfe) werden die Vo- 
raussetzungen für eine schnellere Vermittlung noch weiter verbessert. 

Im Zusammenhang mit den Überlegungen zur Zusammenlegung von 
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige prüft die Bundes- 
regierung überdies, ob allen arbeitslosen Jugendlichen grundsätzlich 
ein Angebot der Arbeitsförderung unterbreitet werden soll; in der Re- 
gel soll dies eine Ausbildung oder die Teilnahme an einer Ausbil- 
dungsmaßnahme oder eine Erwerbstätigkeit sein. Die Diskussion hie- 
rüber ist noch nicht abgeschlossen. Insbesondere wird sie noch in der 
Arbeitsgruppe Arbeitslosenhilfe/Sozialhüfe der Kommunen zur Re- 
form der Gemeindefinanzen geführt. 

Bereits jetzt bieten die Instrumente der aktiven Arbeitsförderung nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch und das ergänzende Sofortpro- 
gramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit vielfältige Möglichkei- 
ten zur Eingliederung Jugendlicher in den Arbeitsmarkt, um das Ziel 
der Beschäftigungspolitischen Leitlinie 1 der Europäischen Union zu 
erreichen, jedem arbeitslosen Jugendlichen innerhalb von 6 Monaten 
einen neuen Start durch eine Ausbildung, Beschäftigung oder Qualifi- 
zierungsmaßnahme zu ermöglichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


19. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Wie steht die Bundesregierung zu Überlegun- 
gen, ein Freiwilliges Kulturelles Jahr einzufüh- 
ren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 28. Februar 2003 

Seit dem 1. Juni 2002 (dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der jüngsten 
Gesetzesnovelle des Gesetzes zur Förderung eines Freiwilligen Sozia- 
len Jahres (FSJG)) ist für junge Menschen zwischen 15 und 26 die 
Möglichkeit bereits eingeführt worden, ein freiwilliges soziales Jahr 
(FSJ) in der Kultur zu absolvieren. 
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Die Bundesregierung begrüßt diese Möglichkeit im Hinblick auf die 
erweiterten Lern- und Orientierungschancen für junge Menschen im 
FSJ auch in der kulturellen Bildung. 

Darüber hinaus fördert das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend seit dem 1. September 2001 aus Mitteln des Kin- 
der- und Jugendplanes des Bundes ein Modellprojekt für diesen Be- 
reich. Träger des Gesamtmodellprojektes ist die Bundesvereinigung 
Kulturelle Jugendbildung e. V. (BKJ). Verantwortlich für die Organi- 
sation und Durchführung des FSJ/Kulturelle Bildung in den fünf am 
Modellprojekt beteiligten Bundesländern sind die Landesvereinigun- 
gen kulturelle Jugendbildung, die für die Durchführung des FSJ/Kul- 
turelle Bildung eine befristete Anerkennung als Träger des FSJ erhal- 
ten haben. 

Das Modell läuft noch bis 31. August 2004, eine Evaluation des 
Modellprojektes ist vorgesehen. 


20. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
ob einzelne Bundesländer ein Freiwilliges Kul- 
turelles Jahr durchführen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 28. Februar 2003 

An dem Modellprojekt FSJ in der Kultur sind die folgenden Bundes- 
länder beteiligt: Thüringen, Berlin, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Nie- 
dersachsen. 

Seit September 2002 gibt es nun auch in kulturellen Einrichtungen in 
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz und Nord- 
rhein-Westfalen Freiwillige im kulturellen Bereich. Es gibt zwar nach 
unseren Erkenntnissen keine eigenen Landesförderprogramme für ein 
FSJ im kulturellen Bereich, aber es stehen heute (nur acht Monate 
nach der entsprechenden Gesetzesreform) bereits in 10 Bundeslän- 
dern 170 Plätze für freiwilliges Engagement junger Menschen im Rah- 
men eines FSJ in der Kultur zur Verfügung und es gibt etwa 10 Be- 
werberinnen bzw. Bewerber pro angebotenem FSJ-Kulturplatz. Meist 
sind es einzelne Kultureinrichtungen, die in diesen Ländern diese Stel- 
len oft (nur) mit eigenen Mitteln als FSJ-Kulturplätze anbieten. 

Nach Inkrafttreten des FSJ-Gesetzes (§ 5 Abs. 1 FSJG) können nun- 
mehr aber auch so genannte geborene Träger FSJ-Stellen in kulturel- 
len Einrichtungen anbieten und es ist davon auszugehen, dass hiervon 
zahlreiche Stellen zum Beispiel Kommunen bereits Gebrauch machen, 
die dies aber weder den Landesbehörden noch dem Bundesministeri- 
um gegenüber bekannt machen (müssen). 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


21. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Erkennt- 
nisse, ob die mit dem Beitragssatzsicherungs- 
gesetz verordneten Rabatte der Pharma-Groß- 
händler und der pharmazeutischen Industrie, 
deren Inkasso und Abwicklung den Apotheken 
obliegt, auch tatsächlich von Großhandel und 
Industrie getragen werden, oder gibt es Hin- 
weise, dass sie ihre Rabatte auf die Apotheken 
überwälzen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 28. Februar 2003 

Der Herstellerabschlag und der Großhandelsabschlag sind gesetzliche 
Vorgaben. 

Der Herstellerabschlag soll von den Apothekenrechenzentren direkt 
mit Herstellern einerseits und Krankenkassen andererseits abgerech- 
net werden. Nach einem Bericht der Deutschen Apotheker Zeitung 
vom 23. Januar 2003, S. 19, ist davon auszugehen (Zitat), „dass im Fe- 
bruar eine weitgehend reibungslose Abwicklung der Rabattverrech- 
nung nach den neuen gesetzlichen Regelungen sowohl mit den Kran- 
kenkassen als auch den Herstellern erfolgen kann“. Der Herstellerab- 
schlag bezieht sich auf den Herstellerabgabepreis und nicht auf den 
Apothekenabgabepreis und vermindert damit nicht die Handelsspan- 
ne der Apotheken. 

Den Großhandelsabschlag erhalten die Krankenkassen im Rahmen 
der Apothekenabrechnung über die Apothekenrechenzentren. Der 
Großhandel ist vom Gesetzgeber verpflichtet worden, den Abschlag 
bereits bei Lieferung der Arzneimittel an die Apotheken zu gewähren. 
Damit wird gewährleistet, dass die Apotheken den gesetzlichen Ab- 
schlag auch tatsächlich erhalten. Sollte der Großhandel in den Abrech- 
nungen mit den Apotheken diesen Abschlag nicht gewähren, ist die 
Apotheke befugt, die Rechnung des Großhändlers entsprechend zu 
kürzen. 

Der Herstellerabschlag und der Großhandelsabschlag sind gesetzliche 
Vorgaben. Die Beteiligten haben zugesagt, in den Preislisten der Apo- 
theken für die Arzneimittel die entsprechenden Angaben einzutragen. 
Hierfür sind allein die Bundesvereinigung Deutscher Apothekerver- 
bände und die Verbände der pharmazeutischen Industrie verantwort- 
lich, denn diese tragen die Preislisten in Selbstverwaltung eigenverant- 
wortlich auf privatwirtschaftlicher Grundlage. 

Ankündigungen von pharmazeutischen Großhändlern aus dem De- 
zember 2002, dass diese den gesetzlichen Großhandelsabschlag mit 
bisher freiwillig gewährten Rabatten an die Apotheken verrechnen 
würden, haben diese als nicht mehr aktuell bezeichnet. Pharmazeuti- 
sche Großhändler haben zugesagt, dass der Großhandel die Lieferra- 
batte zwischen den Apotheken und den Großhändlern neu verhandeln 
und einen spürbaren eigenen Konsolidierungsbeitrag erbringen wird. 
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22. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Rabatt-Re- 
gelungen des Beitragssatzsicherungsgesetzes 
zu überprüfen und ggf. zu ändern, wenn sich 
hier Fehlentwicklungen feststellen ließen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 28. Februar 2003 

Das Beitragssatzsicherungsgesetz stellt eine kurzfristig wirksame So- 
fortmaßnahme zur Entlastung der gesetzlichen Krankenversicherung 
dar. 

Die Entlastung der gesetzlichen Krankenversicherung durch das Bei- 
tragssatzsicherungsgesetz wird durch folgende Regelungen erreicht: 

- Herstellerabschlag (420 Mio. Euro/Jahr) 

- Großhandelsabschlag (600 Mio. Euro/Jahr) 

- Apothekenrabatt (Erhöhung um 350 Mio. Euro/Jahr). 

Mit Ausnahme des Herstellerabschlags sollen diese Abschläge im Rah- 
men einer strukturellen Modernisierung der Regelungen zur Preisbil- 
dung in den Handelsstufen ohnehin abgelöst werden. Die Bundes- 
regierung strebt hierzu so bald wie möglich einen Konsens mit den 
Beteiligten an. 


23. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Bis zu spätestens welchem konkreten Zeit- 
punkt werden die Anträge durch das Bundes- 
ministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung (BMGS) beschieden, mit denen im Rah- 
men der Anhörung zu der Arzneimittel-Posi- 
tivliste - entsprechend der Bekanntmachung 
des BMGS im Bundesanzeiger Nr. 216 vom 
20. November 2002, S. 25148 - den pharma- 
zeutischen Unternehmern die Gelegenheit 
gegeben wurde, die Berücksichtigung ihrer 
zugelassenen Arzneimittel, aufgeführt als 
Wirkstoffe und Wirkstoff-Kombinationen, bis 
zum 10. Dezember 2002 zu beantragen, und 
werden die Bescheide innerhalb der 90-Tage- 
Frist der Richtlinie 89/1 05/EWG des Rates 
vom 21. Dezember 1988 betreffend die Trans- 
parenz von Maßnahmen zur Regelung der 
Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 
menschlichen Gebrauch und ihre Einbezie- 
hung in die staatlichen Krankenversicherungs- 
systeme (Transparenzrichtlinie) ergehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 4. März 2003 

Die gestellten Anträge werden von dem nach § 33a Abs. 1 SGB V er- 
richteten Institut für die Arzneimittelverordnung in der gesetzlichen 
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Krankenversicherung geprüft und bewertet. Auf Grundlage der Vor- 
schläge der Sachverständigenkommission dieses Institutes entscheidet 
das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
(BMGS) über die Anträge und erlässt die Bescheide und zwar auf 
Grundlage des in Kraft getretenen Gesetzes über eine Liste verord- 
nungsfähiger Arzneimittel in der vertragsärztlichen Versorgung (§ 4 
Abs. 3 Referentenentwurf zum AMPoLG). 

Nach der Rechtsauffassung des BMGS finden die Vorschriften der 
Richtlinie 89/105/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 betreffend 
die Transparenz von Maßnahmen zur Regelung der Preisfestsetzung 
bei Arzneimitteln für den menschlichen Gebrauch und ihre Einbezie- 
hung in die staatlichen Krankenversicherungen (Transparenzrichtli- 
nie) erst Anwendung, wenn die Arzneimittel-Positivliste in Kraft getre- 
ten ist. Im Vorfeld der Erstellung der Arzneimittel-Positivliste gelten 
die gemeinschaftlichen Vorgaben deshalb noch nicht. Insbesondere 
finden auch die Fristen für die Bescheidung eines Antrags („90-Tage- 
Frist“) in diesem Stadium noch keine Anwendung. 


24. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Werden die Bescheide auf objektiven und 
überprüfbaren Kriterien beruhende Begrün- 
dungen sowie Belehrungen über Rechtsmittel 
und Rechtsmittelfristen enthalten, und wenn 
nein, warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 4. März 2003 

Durch das Inkrafttreten des Gesetzes über eine Liste verordnungsfähi- 
ger Arzneimittel in der vertragsärztlichen Versorgung wird die sog. 
Transparenzrichtlinie (wie o. a.) umgesetzt. Nach Artikel 6 Ziff. 2 
dieser Transparenzrichtlinie müssen Entscheidungen, wonach ein Arz- 
neimittel nicht in die Liste der unter das Krankenversicherungssystem 
fallenden Erzeugnisse aufzunehmen ist, nach objektiven und überprüf- 
baren Kriterien begründet sein. Die Bescheide werden entsprechend 
diesen Anforderungen gefasst werden. 


25. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass in 
Mecklenburg-Vorpommern in den nächsten 10 
Jahren bei 47% der Hausärzte und bei 30% 
der Fachärzte mit einer Praxisaufgabe aus 
Altersgründen zu rechnen ist (siehe Ostsee Zei- 
tung vom 30. Januar 2003), und wenn ja, wel- 
che Maßnahmen sind in der geplanten Ge- 
sundheitsreform für die neuen Länder vorgese- 
hen, um eine flächendeckende ambulante Ver- 
sorgung zu gewährleisten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 4. März 2003 

In Deutschland liegt kein genereller Ärztemangel vor. Allerdings exis- 
tieren punktuelle Versorgungsengpässe in der vertragsärztlichen Ver- 
sorgung der neuen Ländern. Sie betreffen insbesondere die Arztgrup- 
pe der Fachärzte für Allgemeinmedizin. Dabei ist sicherlich das Land 
Mecklenburg-Vorpommern als Flächenstaat besonders betroffen. 

Nach einer Studie der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zur Al- 
tersstruktur und Arztzahlentwicklung bleibt das Verhältnis Vertrags- 
arzt/Einwohner bis 2010 in den meisten Arztgruppen sowohl in den 
neuen als auch in den alten Ländern stabil. Zwar ist ab 2004 damit zu 
rechnen, dass auf Grund altersbedingten Ausscheidens bei gleichzeitig 
sinkender Zugangszahl in einzelnen Fachgruppen die Zahl der Ver- 
tragsärzte sinken wird, gleichzeitig wird jedoch auch die Bevölke- 
rungszahl rückläufig sein, so dass die Relation in etwa gleich bleiben 
dürfte. 

Eine exakte Prognose der Arztzahlentwicklung in den neuen Ländern 
ist jedoch insbesondere deshalb nicht möglich, weü ein Großteü der 
Ärzte erst in höherem Alter in die Niederlassung gegangen ist und 
voraussichtlich über die „68-Jahresgrenze“ (§ 95 Abs. 7 Satz 3 SGB V) 
hinaus vertragsärztlich tätig sein wird. 

Vor diesem Hintergrund sind zunächst einmal die Kassenärztlichen 
Vereinigungen aufgefordert, ihrem Sicherstellungsauftrag nachzukom- 
men. Es bestehen hier auch eine Reihe von Möglichkeiten wie z. B. 
„Landarztzulagen“, „Unterversorgungsregelungen“ zur Förderung 
der Zulassung von Ärzten in schlechter versorgten Regionen (§ 100 
SGB V i. V. m. § 16 Ärzte ZV) oder auch die Genehmigung von Si- 
cherstellungsassistenten. 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung wird 
prüfen, ob bei der anstehenden Modernisierung des Gesundheits- 
systems weitere verbessernde Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Versorgung getroffen werden können. 


26. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang, die Altersgrenze von 68 Jahren, bei 
der zwangsweise die vertragsärztliche Tätigkeit 
beendet werden muss, zum Regelfall auszubau- 
en, um die flächendeckende ambulante Versor- 
gung zu gewährleisten und dem absehbaren 
Ärztemangel entgegenzutreten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 4. März 2003 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, diese Altersgrenze im Hin- 
blick auf einen behaupteten Ärztemangel, insbesondere in den neuen 
Ländern, aufzuheben. Hier spielt die „68-Jahresregelung“ ohnehin in 
der Regel keine Rolle, weil die Ärzte regelmäßig unter die Ausnahme- 
regelungen des § 95 Abs. 7 Satz 3 SGB V fallen. Danach verlängert 
sich die Zulassung der Ärzte, die zum Zeitpunkt der Vollendung des 
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68. Lebensjahres weniger als 20 Jahre als Vertragsarzt tätig und vor 
dem 1. Januar 1993 bereits zugelassen waren, bis zum Ablauf dieser 
Frist. 


27. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung der finanzielle Schaden, der durch den 
Betrug mit Krankenkassen-Karten - Stichwor- 
te: Zweitkarten, Fremdnutzung - entsteht, und 
welche Maßnahmen sind geplant, diesen Be- 
trug einzudämmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 28. Februar 2003 

Der Bundesregierung liegen keine bundesweiten Zahlen zur miss- 
bräuchlichen Verwendung der Krankenversicherungskarte vor. Die 
von verschiedenen Seiten hierzu in der Öffentlichkeit bislang verbrei- 
teten Angaben sind - in der Regel regionale - Schätzungen. So ist 
zum Beispiel die Diskrepanz der Ergebnisse verschiedener Untersu- 
chungen aus Bayern zum Missbrauch der Krankenversicherungskarte 
erheblich. Nach Angaben der Kassenärztlichen Vereinigung Bayern 
liegt Missbrauch bei rund 33 000 Versicherten vor. Die AOK Bayern 
als größte Krankenkasse in diesem Land erfasste im vierten Quartal 
2001 dagegen lediglich 641 Krankenversicherungskarten, die durch 
häufige Inanspruchnahme von Ärzten und eine hohe Anzahl von Arz- 
neimittelverordnungen auffielen. Allein diese beiden Beispiele aus nur 
einem Land machen deutlich, dass keine abgesicherten Zahlen für die 
ganze Bundesrepublik Deutschland vorliegen. 

Gegen eine unzulässige Nutzung der Krankenversichertenkarte durch 
Nichtberechtigte sind schon eine Reihe von Vorkehrungen getroffen 
worden. Auf der Krankenversichertenkarte ist der Name des Versi- 
cherten aufgedruckt; Adresse und Geburtsdatum sind im Chip gespei- 
chert. Die Karte ist eigenhändig vom Versicherten zu unterschreiben. 
Die Kartenlesegeräte der Ärzte sind so programmiert, dass sie den 
Speicherinhalt der Karte auf Gültigkeit und Konsistenz prüfen. Zur 
Kontrolle der Identität von Karteninhaber und Leistungsberechtigten 
kann zum einen ein Unterschriftenvergleich durch den Arzt bzw. das 
Praxispersonal erfolgen. Zudem kann sich der Arzt bzw. das Praxis- 
personal bei begründeten Zweifeln an der Legitimation des Karten- 
inhabers - auch ohne gesetzliche Normierung einer Ausweispflicht - 
den Personalausweis zeigen lassen. Allerdings ist wohl davon auszu- 
gehen, dass dies aus praktischen Gründen in den seltensten Fällen 
geschieht. 

Im Übrigen gehört es zum Verantwortungsbereich der Krankenkas- 
sen, alle notwendigen organisatorischen und technischen Maßnahmen 
zu ergreifen, um einem potentiellen Missbrauch der Krankenversi- 
chertenkarte präventiv entgegenzuwirken. Dies gilt insbesondere für 
den ordnungsgemäßen Einzug der Krankenversichertenkarte im Falle 
eines Krankenkassenwechsels oder bei Beendigung des Versicherungs- 
schutzes. 

Ohne Frage kann aber insbesondere eine Krankenversichertenkarte 
mit Lichtbild das Missbrauchspotential reduzieren. Karten mit Pass- 
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bild verursachen nach hiesiger Einschätzung jedoch Mehrkosten in 
Höhe von ca. 1 Euro pro Karte. Insgesamt ergäben sich somit zusätz- 
liche Kosten für die Versicherten bzw. die Krankenkassen in Höhe 
von rd. 73 Mio. Euro. 

Das BMGS hat im Übrigen eine Projektgruppe zur Weiterentwick- 
lung der Krankenversicherungskarte eingerichtet, die die Chipkarte 
intelligenter und damit sicherer machen soll. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


28. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung einzuleiten, um den in Deutschland an- 
sässigen Herstellern von Ultraleicht-Flugzeu- 
gen auch künftig international gleiche Produk- 
tions- und Wettbewerbsbedingungen zu schaf- 
fen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 3. März 2003 

Die für die deutschen Hersteller von Ultraleicht-Flugzeugen maßgeb- 
lichen Bestimmungen sind entweder geltendes europäisches Recht, 
wie z. B. die Definition der Ultraleicht-Flugzeuge einschließlich des 
geltenden Gewichtslimits, oder mit den Forderungen der übrigen eu- 
ropäischen Luftfahrtverwaltungen vergleichbar, wie z. B. die bei der 
Musterzulassung zu erbringenden Nachweise. Für die deutschen Her- 
steller von Ultraleicht-Flugzeugen bestehen damit bereits heute die in 
Europa üblichen Produktions- und Wettbewerbsbedingungen. 


29. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung daran, das Ge- 
wichtslimit für Ultraleichtflieger auf die in den 
Vereinigten Staaten von Amerika geltende 
Grenze von 500 Kilogramm anzuheben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 3. März 2003 

Die Begrenzung der maximalzulässigen Abflugmasse bei den Ultra- 
leicht-Flugzeugen auf 450 kg in der zweisitzigen Version und ohne 
Rettungsgerät, 300 kg einsitzig, ist seit Dezember 2000 geltendes euro- 
päisches Recht. 

Eine Änderung dieser Grenze ist national nicht möglich, ein von deut- 
scher Seite vorgetragener Vorschlag zur Änderung wurde von der 
breiten Mehrheit der Mitgliedstaaten als für nicht erforderlich angese- 
hen und abgelehnt. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-19- 


Drucksache 15/524 


30. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung angesichts ihrer ablehnenden Hal- 
tung zu dem von der Fraktion der CDU/CSU 
geforderten Programm zur Schaffung von 
1 000 Kreisverkehren (vgl. Antrag der Frak- 
tion der CDU/CSU „Mehr Sicherheit durch 
Kreisverkehre“ vom 13. November 2001 auf 
Bundestagsdrucksache 14/7452) zu ergreifen, 
um - wie im Beispiel der Gemeinde Brebel 
(Schleswig-Holstein, Kreuzung B201/L23/ 
L283) - die Einführung von Kreisverkehren 
wesentlich voranzutreiben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 28. Februar 2003 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(BMVBW) hatte bereits frühzeitig die Zweckmäßigkeit von Kreisver- 
kehrsplätzen als Knotenpunktform erkannt und deshalb schon im Jahr 
1995 Regelungen für den Einsatz und die Gestaltung von kleinen 
Kreisverkehrsplätzen an Bundesstraßen außerhalb bebauter Gebiete 
getroffen. Inzwischen hat die Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen ein „Merkblatt für die Anlage von kleinen Kreisver- 
kehrsplätzen“ erstellt. Dieses Merkblatt regelt Einsatz und Gestaltung 
der Kreisverkehre und ist im Juni 1998 vom BMVBW mit Kriterien 
zur Anwendung von Kreisverkehren an Bundesstraßen eingeführt 
worden. Durch die 33. Verordnung zur Änderung der Straßenver- 
kehrsordnung im Jahr 2000 ist der gestiegenen Bedeutung der Kreis- 
verkehrsplätze auch im Straßenverkehrsrecht Rechnung getragen wor- 
den. 

Im Gegensatz zu der verallgemeinerten Darstellung in der Bundes- 
tagsdrucksache 14/7452 sind allerdings die sicherheitsrelevanten Wir- 
kungen von Kreisverkehrsplätzen vor allem für Fußgänger und Fahr- 
radfahrer nicht ausschließlich positiv. Auch im Hinblick auf die Leis- 
tungsfähigkeit stoßen Kreisverkehrsplätze an Grenzen. Der Einsatz 
von Kreisverkehrsplätzen muss deshalb in jedem Einzelfall mit ande- 
ren Knotenpunktformen abgewogen werden. 

Die Bundesregierung sieht aufgrund der außerordentlich großen 
Popularität von Kreisverkehren keinen Bedarf für eine besondere För- 
derung dieser Knotenpunktform. Vielmehr werden die Straßenbau- 
verwaltungen der Länder, die die Bundesfernstraßen im Auftrag des 
Bundes planen, bauen und betreiben, aus eigener Initiative oder auf- 
grund von in hinreichendem Maße vorhandenen Anregungen ört- 
licher Interessenvertreter in sachgerechter Weise dort Kreisverkehrs- 
plätze vorsehen, wo diese eine geeignete Lösung darstellen. Die Finan- 
zierung ist mit den zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln sicher- 
gestellt. 

Weiterer Maßnahmen, um die Einführung von Kreisverkehren im 
Sinne der Fragestellung wesentlich voranzutreiben, bedarf es deshalb 
nicht. 
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31. Abgeordneter 

Otto 

Fricke 

(FDP) 


Worin liegen die Ursachen dafür, dass der 
deutsch-niederländische Staatsvertrag über 
den Flugbetrieb auf dem Flughafen Weeze- 
Laarbruch, mit dem die Überflugrechte von 
Laarbruch aus geregelt werden sollen, noch 
nicht unterzeichnet ist, und wann wird nach 
Einschätzung der Bundesregierung die Unter- 
zeichnung erfolgen können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 3. März 2003 

Der nach deutschem Luftrecht inzwischen genehmigte Flughafen Nie- 
derrhein (zivile Nachnutzung der ehemaligen Royal Air Force Basis) 
benötigt wegen der unmittelbaren Grenznähe zur vollständigen Be- 
triebsaufnahme die Nutzung niederländischen Luftraums mit deut- 
scher Flugverkehrskontrolle. Dazu ist ein Staatsvertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Niederlande 
vorgesehen, der der Bundesrepublik Deutschland die Abwicklung des 
Luftverkehrs und die Flugverkehrskontrolle nach Maßgabe des nie- 
derländischen Rechts in dem benötigten Teil des niederländischen 
Luftraums gestattet. 

Verzögerungen in den Verhandlungen traten bei der Regelung zur 
FFH-Biotop-Beobachtung auf. Der Entwurf des Staatsvertrages ist 
nunmehr einvernehmlich auf Fachebene abgestimmt. Zurzeit erfolgt 
die geschäftsordnungsgemäße Bearbeitung innerhalb der Regierun- 
gen. Es ist beabsichtigt, den Entwurf des Staatsvertrages Anfang April 
zu paraphieren, um die Aufnahme des Flugbetriebes zum 1. Mai 2003 
zu ermöglichen. 


32. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Kraft- 
fahrzeugmaut für Innenstädte, wie sie vor kur- 
zem in der Londoner Innenstadt eingeführt 
wurde, und trifft es zu, dass die Bundesregie- 
rung prüft, eine Maut für Innenstädte ebenfalls 
in Deutschland einzuführen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 4. März 2003 

Eine Maut für Innenstädte ist vonseiten der Bundesregierung nicht 
vorgesehen. Entsprechende Prüfungen finden daher nicht statt. Falls 
Kommunen beabsichtigen, eine City-Maut einzuführen, wäre eine ent- 
sprechende gesetzliche Initiative erforderlich. Die Komplexität des 
Verkehrssystems, seine vielfältigen Einflussfaktoren sowie die Tatsa- 
che, dass viele verkehrspolitische Maßnahmen nur mittelbar und lang- 
fristig vor Ort spürbar werden, erfordert die Ausarbeitung von Maß- 
nahmenbündeln anstelle einer einzigen, isolierten Maßnahme (z. B. 
unter Berücksichtigung städtebaulicher, verkehrlicher, umweltrelevan- 
ter und wirtschaftlicher Aspekte). Diese Maßnahmenbündel verbes- 
sern die Effizienz des Verkehrssystems und führen - ohne Abstriche 
an den Mobilitätsansprüchen zu erfordern - zu einer Verringerung 
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der Fahrleistungen sowie einer umweltverträglicheren Abwicklung des 
verbleibenden Verkehrs. 

Die städtische Verkehrspolitik hat mit diesem Ansatz zu einem leis- 
tungsfähigen Mobilitätsangebot geführt, das sowohl den öffentlichen 
Personennahverkehr als auch den motorisierten und nicht motorisier- 
ten Individualverkehr umfasst. 


33. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Wann ist mit der Fertigstellung der Ortsumge- 
hung Senftenberg (Bundesstraße B 169) im 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Februar 2003 

Die Fertigstellung der Ortsumgehung Senftenberg im Zuge der Bun- 
desstraße B 169 wird nach derzeitigem Planungsstand und Baudisposi- 
tionen 2005/2006 erwartet. 


34. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse hat die Bewertung des 
Streckenabschnitts der Bundesautobahn A6 
vom Autobahnkreuz Frankenthal bis zum 
Viernheimer Dreieck hinsichtlich des drei- 
bzw. sechsspurigen Ausbaus und der Aufnah- 
me in den Bundesverkehrswegeplan gebracht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. März 2003 

Über die vorläufigen Bewertungsergebnisse wurden die Abgeordneten 
am 15. Mai 2002 mit einer CD-ROM unterrichtet. Über endgültige 
Bewertungsergebnisse wird nach Vorlage des Bundesverkehrswege- 
plans informiert. 


35. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


In welchen Bereichen sieht die Bundesregie- 
rung gesetzgeberische Möglichkeiten, um ei- 
nen Beitrag zur Erhaltung und Belebung der 
Innenstädte zu leisten? 


36. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Welche gesetzgeberischen Maßnahmen hat die 
Bundesregierung in der 14. Legislaturperiode 
mit dem Ziel eingeleitet, die Erhaltung und Be- 
lebung der Innenstädte zu unterstützen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. März 2003 

Die Bundesregierung hat vielfältige Aktivitäten für die Innenstädte 
auf den Weg gebracht, die zur Stärkung des Standorts Deutschland 
beitragen. Hierzu zählen neben zahlreichen Einzelprojekten - vom 
„Planspiel Innenstadt“ bis hin zum Eckpunktepapier für einen leis- 
tungsfähigen und attraktiven öffentlichen Personenverkehr vom Mai 
2000 - insbesondere auch die spezielle Ausrichtung der Städtebauför- 
derung auf die Belange innerstädtischer Standorte. So wurde in die 
Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 2002 folgende Rege- 
lung zur Stärkung der Innenstädte aufgenommen: „Die Mittel der 
Programmbereiche , Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen 4 , Aufwertungsmaßnahmen des , Stadtumbaus 
Ost‘, Städtebaulicher Denkmalschutz 4 und Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt 4 können auch eingesetzt wer- 
den für innenstadt- oder stadtteilbedingten Mehraufwand für den Bau 
oder die Herrichtung von Gebäuden und ihres Umfeldes für Handel, 
Dienstleistungen, innenstadt- oder stadtteilverträgliches Gewerbe.“ 
Auf diese Weise kann die Städtebauförderung helfen, dass die Ansied- 
lung von Handel, Dienstleistungen und Gewerbe in der Innenstadt 
nicht an den höheren Kosten scheitert, die in der Innenstadt anfallen. 

Im Rahmen der Investitionszulage wurde mit dem § 3a Investitionszu- 
lagengesetz eine erhöhte Förderung für Investitionen in vermieteten 
innerstädtischen (Sanierungs-, Erhaltungs- und Kerngebiete) Altbau- 
ten eingeführt; mit einbezogen sind denkmalgeschützte Bestände der 
50er Jahre. Außerdem enthält das Programm Stadtumbau Ost einen 
Programmteil „Wohneigentumsförderung in innerstädtischen Altbau- 
quartieren“ mit Investitionszuschüssen für selbstnutzende Eigen- 
tümer. Zusätzlich wird mit der nach dem Steuervergünstigungsabbau- 
gesetz vorgesehenen Gleichbehandlung von Neubau und Bestand im 
Rahmen der Eigenheimzulage ein Beitrag zur Unterstützung der In- 
nenstädte geleistet. 

Begleitend hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen die „Initiative City 21“ ins Leben gerufen, um die ge- 
meinsamen Anstrengungen von Politik, Verwaltung, Bürgern und 
Wirtschaft für den Standort Innenstadt zu bündeln. Die Partner der 
Initiative sind sich einig, für Verbesserungen vor allem in den Schlüs- 
selbereichen, 

- Wohnen in der Stadt, 

- Einkäufen in der Stadt, 

- Öffentliche Räume als Foren für die Bürger, 

- Sicherheit und Sauberkeit, 

- Architektur und Baukultur als Markenzeichen der Städte, 

- Kooperation zwischen Bürgern, Wirtschaft und Verwaltung 


zu sorgen. 
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Die Bundesrepublik Deutschland hat bis zum 20. Juli 2004 die EG- 
Richtlinie über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter 
Pläne und Programme (Plan-UP-Richtlinie) in nationales Recht umzu- 
setzen. In diesem Zusammenhang wird das gesamte Planungsrecht 
einer Prüfung unterzogen. Auch gesetzgeberische Möglichkeiten zur 
Förderung der Innenstädte werden in diesem Rahmen geprüft. 


37. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe wurden Kassenmittel von lt. 
Verpflichtungsermächtigung für das Haus- 
haltsjahr 2002 eingeplanten 153 Mio. Euro 
Bundesmitteln für Rückbau- und Aufwertungs- 
maßnahmen im Rahmen des Zuschusspro- 
gramms für den Stadtumbau bis 31. Dezember 
2002 ausgereicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 28. Februar 2003 


Im Haushaltsjahr 2002 standen den Ländern folgende Kassenmittel 
zur Verfügung: 


- für Rückbaumaßnahmen 

- für Aufwertungsmaßnahmen 

- insgesamt 


11,504 Mio. Euro, 
3,835 Mio. Euro, 
15,339 Mio. Euro. 


Davon haben die Länder bis zum 3 1 . Dezember 2002 bei der Bundes- 
kasse 12,003 Mio. Euro abgerufen. Das sind 78,25%. 


38. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Welcher Anteil der Ausreichung von Mitteln 
zur Umsetzung des Stadtumbauprogramms 
wurde als Zuschuss für den Abriss und welcher 
Anteil als Zuschuss für Aufwendungsmaßnah- 
men ausgereicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 28. Februar 2003 


Von den abgerufenen Mitteln entfallen 9,528 Mio. Euro auf Zu- 
schüsse für Rückbaumaßnahmen und 2,474 Mio. Euro auf Zuschüsse 
für Aufwertungsmaßnahmen. Folglich wurden von den Kassenmitteln 
für den Rückbau 82,83% und von den Kassenmitteln für die Aufwer- 
tung 64,53 % abgerufen. Von den sechs Ländern haben fünf die Mittel 
für den Rückbau und die Mittel für die Aufwertung im vollen Umfang 
abgerufen. 


39. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Wie viele der für 2002 eingeplanten Mittel in 
Höhe von 25,5 Mio. Euro für die erhöhte In- 
vestitionszulage für Modernisierungsmaßnah- 
men in Mietwohnungen des innerstädtischen 
Altbaus und denkmalgeschützter Gebäude 
wurden als Kassenmittel in 2002 ausgereicht, 
und wie hoch ist die Anzahl der Wohnungen, 
die damit modernisiert werden konnten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 28. Februar 2003 

Die erhöhte Investitionszulage für Modernisierungsmaßnahmen an 
Mietwohngebäuden im innerörtlichen Bereich nach § 3a Investitions- 
zulagengesetz 1999 kann gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 dieses Gesetzes für 
das Kalenderjahr 2002 erst nach Ablauf des Kalenderjahrs festgesetzt 
werden. 

Nach den vorliegenden Informationen haben die Finanzämter erst 
kürzlich mit der Festsetzung und Auszahlung der erhöhten Investiti- 
onszulagen begonnen. Der Bundesregierung liegen daher zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt keine Angaben über die Höhe der ausgezahlten er- 
höhten Investitionszulagen und die Anzahl der modernisierten Miet- 
wohnungen vor. 


40. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Wie viele Antragsteller für Zuschüsse zur 
Wohneigentumsbildung in innerstädtischen 
Altbauquartieren aus dem Stadtumbaupro- 
gramm gab es im Jahr 2002, und welches För- 
dervolumen wurde aus diesem Programmteil 
von den insgesamt eingeplanten 25 Mio. Euro 
im Haushaltsjahr 2002 zugesagt und ausge- 
reicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 28. Februar 2003 

Das Programm zur Wohneigentumsbildung in innerstädtischen Alt- 
bauquartieren wurde im Jahr 2002 gestartet. Erste Rückmeldungen 
lassen eine noch geringe Inanspruchnahme erkennen. Genaue Anga- 
ben von den Ländern liegen noch nicht vor. Die Bundesregierung ist 
sich mit den Ländern einig, dass die Rahmenbedingungen zur Förde- 
rung der Wohneigentumsbildung in innerstädtischen Altbauquartieren 
in der bevorstehenden Verwaltungsvereinbarung 2003 flexibler gefasst 
werden. 

Nach der Verwaltungsvereinbarung 2002 können die Zuschüsse für 
die Wohneigentumsbildung nicht nur im Jahr 2002, sondern auch 
noch im Jahr 2003 bewilligt werden. Die Zuschüsse werden dem ein- 
zelnen Antragsteller wie die Eigenheimzulage in acht gleich hohen 
Jahresraten ausgezahlt. Deshalb standen im Haushaltsjahr 2002 von 
den Bundesmitteln in Höhe von 25,526 Mio. Euro (Verpflichtungsrah- 
men für die Wohneigentumsbildung) 959 000 Euro als Kassenmittel 
zur Verfügung. Davon haben die Länder 134 700 Euro bei der Bun- 
deskasse abgerufen. 


41. Abgeordneter Welche Bedeutung hat das noch fehlende Teil- 

Detlef stück der Bundesautobahn A44 zwischen Vel- 

Parr bert und Ratingen im Bundesverkehrswege- 

(FDP) plan 2003? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Februar 2003 

Der Neubau der Bundesautobahn A44 zwischen Ratingen und Vel- 
bert ist wesentlicher Bestandteil des Verkehrskonzeptes „Mittleres 
Ruhrgebiet“, das in zwei Gesprächen mit Vertretern des Landes 
Nordrhein-Westfalen, der Städte Dortmund, Bochum und Essen, der 
Industrie- und Handelskammern sowie verschiedenen Bundes- und 
Landtagsabgeordneten der Region in den Jahren 1997 und 1998 erör- 
tert worden ist. An diesem Konzept hält die Bundesregierung fest. 


42. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(FDP) 


Welchen Zeitrahmen sieht die Bundesregie- 
rung zur Verwirklichung dieser für die Region 
unverzichtbaren Baumaßnahme insbesondere 
im Hinblick auf den Beginn des Planfeststel- 
lungsverf ahrens? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Februar 2003 

Im März 2003 wird der Entwurf des Bundesverkehrswegeplanes 
(BVWP) den Bundesressorts, den Ländern, der Deutschen Bahn AG 
und den Verbänden übersandt. Anschließend erfolgen die Abstim- 
mungen und Anhörungen. Vor der Sommerpause 2003 soll der 
BVWP-Entwurf dem Bundeskabinett zur Beschlussfassung vorgelegt 
werden. Nach dem Kabinettbeschluss werden die Gesetzgebungsver- 
fahren zur Novellierung der Ausbaugesetze für die Bereiche Schiene 
und Straße eingeleitet. Die Entscheidung hinsichtlich der Dringlich- 
keit von Einzelprojekten - wie der Neubau der Bundesautobahn A44 
von Ratingen bis Velbert - trifft der Deutsche Bundestag im Gesetz- 
gebungsverfahren für die Novelle zum Fernstraßenausbaugesetz. 


43. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Röttgen 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund hat sich der Beginn der 
Lärmsanierungsmaßnahmen an den Eisen- 
bahnstreckenabschnitten Königswinter (Stre- 
cken-Nr. 2324, km 98,0 bis km 99,8) und 
Königswinter-Niederdollendorf (Strecken- 
Nr. 2324, km 96,3 bis km 97,6) verzögert, und 
wann ist mit dem Beginn der Sanierungsmaß- 
nahmen zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. März 2003 

Nach Mitteilung der DB ProjektBau GmbH hat sich die Realisierung 
der Lärmsanierungsmaßnahmen nach Aufnahme der genannten 
Streckenabschnitte in die Dringlichkeitsliste zur Lärmsanierung im 
Juni 2001 nicht verzögert, sondern liegt im Rahmen des benötigten 
Planungsvorlaufs. Hierzu wird auch auf die Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Große Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zur 
Lärmsanierung an Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes auf 
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Bundestagsdrucksache 14/9767, insbesondere zu den Fragen 2 und 3 
verwiesen. 

Unter Berücksichtigung der baubetrieblichen Randbedingungen und 
planrechtlichen Genehmigungen wird der Baubeginn der aktiven 
Maßnahmen an den genannten Abschnitten von der DB ProjektBau 
GmbH noch in diesem Jahr angestrebt. Die ergänzenden passiven 
Maßnahmen werden parallel bearbeitet. Die Maßnahmen sind von 
der DB ProjektBau GmbH bereits im Rat der Stadt Königswinter vor- 
gestellt worden. Eine entsprechende Bürgerinformationsveranstaltung 
plant die DB Projektbau GmbH. 


44. Abgeordnete 

Anita 

Schäfer 

(Saalstadt) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass es Planungen der Bundesre- 
gierung gibt, im Zuge der Überarbeitung des 
Bundesverkehrswegeplanes Streckenabschnitte 
der Bundesstraße BIO aus dem Vordringlichen 
Bedarf herauszunehmen, und wenn ja, wie be- 
gründet die Bundesregierung die Zurückstu- 
fung der Dringlichkeit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. März 2003 

Die Arbeiten am Entwurf des neuen Bundesverkehrswegeplans 
(BVWP) befinden sich in der abschließenden Phase. Der weitere Zeit- 
plan sieht vor, dass im März 2003 der Entwurf des neuen BVWP den 
Bundesressorts, den Ländern, der Deutschen Bahn AG und den Ver- 
bänden zugesandt wird, um anschließend die Abstimmungen und An- 
hörungen durchzuführen. 

Vor der Sommerpause sollen der BVWP-Entwurf dem Bundeskabi- 
nett zur Beschlussfassung vorgelegt und anschließend die Gesetzge- 
bungsverfahren zur Novellierung der Ausbaugesetze für die Bereiche 
Schiene und Straße eingeleitet werden. 

Die Entscheidung hinsichtlich der Dringlichkeit von Einzelprojekten 
- damit auch zur Dringlichkeit der Maßnahmen im Zuge der Bundes- 
straße BIO - trifft der Deutsche Bundestag im Gesetzgebungsverfah- 
ren für die Novelle zum Fernstraßenausbaugesetz. Diesem gesamten 
Abwägungs- und Entscheidungsprozess kann nicht vorgegriffen wer- 
den. 


45. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(FDP) 


Gibt es für den Streckenabschnitt Kaisers- 
esch-Laubach-Müllenbach einen Investitions- 
stau in Bezug auf die Streckenunterhaltung, 
der durch fehlende Investitionen der Deut- 
schen Bundesbahn in den achtziger und neun- 
ziger Jahren verursacht wurde, und wie sieht 
die Bundesregierung die Möglichkeit einer 
Förderung von Investitionen in den Ausbau 
und Erhalt dieser Strecke, insbesondere unter 
dem Aspekt, dass die Strecke immer noch im 
Besitz der Deutschen Bahn AG ist und somit 
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Investitionen in die Infrastruktur der Strecke 
letztlich auch dem Bund wieder zugute kom- 
men? 


46. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(FDP) 


Flat die Bundesregierung Kenntnis über Finan- 
zierungsprobleme zum Erhalt der Eifelquer- 
bahn Mayen-Gerolstein bzw. eines Strecken- 
abschnittes, und wenn ja, welche möglichen 
Finanzierungsmodelle seitens des Bundes gibt 
es? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 28. Februar 2003 

Die Fragen 45 und 46 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Im Rahmen der Bahnreform wurde das Eigentum an den Schienen- 
wegen der ehemaligen Sondervermögen Deutsche Bundesbahn und 
Deutsche Reichsbahn mit allen Rechten und Pflichten auf die Deut- 
sche Bahn AG (DB AG) bzw. die Eisenbahninfrastrukturunterneh- 
men des Bundes (Eisenbahnen des Bundes) übertragen. Die Eisenbah- 
nen des Bundes tragen die Kosten der Unterhaltung und Instandhal- 
tung ihrer Schienenwege (§ 8 Abs. 4 Bundesschienenwegeausbauge- 
setz (BSchwAG)). 

Wie jedes Wirtschaftsunternehmen richten die Eisenbahnen des Bun- 
des ihre Investitionen an der Nachfrage aus. Dies gilt auch für die Be- 
urteilung von Investitionen auf der Teilstrecke Kaisersesch-Laubach- 
Müllenbach der Eifelquerbahn. Die DB AG hat bis zur Abgabe der 
Strecke die erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung der Verfügbar- 
keit getroffen. 

Mangels Nachfrage wurde der Streckenabschnitt Kaisersesch-Lau- 
bach- Müllenbach-Gerolstein im März 1999 potentiellen Interessen- 
ten für die Weiterführung des Betriebs angeboten. Seit dem 29. Juni 
2001 ist die Teilstrecke Kaisersesch-Laubach- Müllenbach-Gerolstein 
an eine Nichtbundeseigene Eisenbahn (NE) verpachtet. Mit der Ver- 
pachtung ist sowohl die Verpflichtung zur Instandhaltung auf die NE 
als Pächter übergegangen, als auch die Rechtsgrundlage zur Inves- 
titionsfinanzierung für den Bund entfallen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


47. Abgeordneter 
Clemens 
Binninger 

(CDU/CSU) 


Auf welchen Erkenntnissen des Bundesminis- 
ters für Umweltschutz, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, Jürgen Trittin, beruht seine Aus- 
sage im Interview mit der Tageszeitung „DIE 
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WELT“ vom 19. Februar 2003, „auch vor der 
Rückkehr der Inspekteure ging vom Irak keine 
Gefahr mehr für seine Nachbarn aus“? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 3. März 2003 

In dem Interview der Tageszeitung „DIE WELT“ vom 19. Februar 
2003 hat Bundesminister Jürgen Trittin gesagt, dass auch vor der 
Rückkehr der Inspekteure vom Irak keine Gefahr für seine Nachbarn 
ausgegangen sei. Er bezog sich dabei vor allem auf die seit 1991 mit 
Hilfe der internationalen Inspekteure erzielten Abrüstungserfolge, so 
wie sie UNMOVIC-Chef Hans Blix in seinem Bericht vor dem VN- 
Sicherheitsrat im Januar 2003 noch einmal zusammengefasst hat. 


48. Abgeordneter 
Clemens 
Binninger 

(CDU/CSU) 


Auf welchen Erkenntnissen basiert die Be- 
hauptung des Bundesministers für Umwelt- 
schutz, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Jürgen Trittin, die USA verfolge mit ihrer 
Irak-Politik andere Interessen als die Entwaff- 
nung des Iraks, nämlich geostrategische und 
Rohstoffinteressen, wie im Interview mit der 
Tageszeitung „DIE WELT“ am 19. Februar 
2003 geäußert? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 3. März 2003 

Die Aussage von Bundesminister Jürgen Trittin u. a. zu den beson- 
deren geostrategischen und Rohstoffaspekten im Rahmen der ameri- 
kanischen Irak-Politik basiert auf jedermann, auch dem Fragesteller, 
zugänglichen Quellen. 


49. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wann und in welchem Umfang wird die vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit im Eckpunktepapier 
zur Novellierung des Gesetzes für den Vor- 
rang Erneuerbarer Energien angekündigte 
Erhöhung der Einspeisevergütung für Strom 
aus Biogasanlagen umgesetzt? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 28. Februar 2003 

Die Novellierung des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer Ener- 
gien (EEG) soll möglichst rasch und zielgenau auf den Weg gebracht 
werden. In diesem Zusammenhang wird auch über die Einspeisever- 
gütung für Biomasse entschieden werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


50. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(FDP) 


Trifft es zu, dass die EU-Kommission die Mit- 
tel zur Finanzierung von Projekten des For- 
schungsnetzwerkes der Europäischen Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der wissenschaftli- 
chen und technischen Forschung (COST) ein- 
gefroren hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 25. Februar 2003 

Nach der Entscheidung der Kommission/Generaldirektion For- 
schung, die bisher dort wahrgenommene Funktion des Sekretariates 
der COST-Aktion über das Jahresende 2002 nicht mehr weiterzufüh- 
ren, haben die COST-Mitgliedsländer im letzten Jahr nach einem neu- 
en Träger für das Sekretariat gesucht. Als Lösung wurde auf Vor- 
schlag der Bundesregierung die European Science Foundation (ESF) 
als neuer Träger des COST-Sekretariats gefunden. 

Entgegen dem ursprünglichen Zeitplan, der einen Übergang des Sek- 
retariates von der KOM an die ESF zum 1. Januar 2003 vorsah, ist es 
nun zu erheblichen Verzögerungen gekommen. Grund ist die Haltung 
der KOM, zwar die Funktion als Sekretariat für COST abzugeben, 
aber dennoch durch vertragliche Regelungen eine umfassende Kon- 
trolle über die zukünftige Mittelvergabe zu behalten. 

Von der Kommission wird die Festlegung im aktuellen Arbeitspro- 
gramm (Ziffer 11.5.1.4 COST), dass Mittel nach Vertragsabschluss 
mit einer ausgewählten Agentur bereitgestellt werden, so ausgelegt, 
dass Gelder erst ausgezahlt werden können, wenn der Vertrag mit 
ESF abgeschlossen ist. Beim Beschluss des Forschungsministerrates 
am 30. September 2002 wurde aber ausdrücklich vereinbart, dass die 
Kommission während einer Übergangszeit von wenigen Monaten die 
Sekretariatsgeschäfte für COST-Aktionen weiterführt. 


51. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(FDP) 


Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung ge- 
gen die möglichen negativen Konsequenzen 
für die betroffenen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 25. Februar 2003 

Es ist nicht im Interesse der Bundesregierung, dass die erfolgreichen 
Netzwerke, die eine hohe Beteiligung deutscher Wissenschaftler auf- 
weisen, aufgrund administrativer Probleme auseinander brechen. 

Daher setzt sich die Bundesregierung in den verschiedenen europä- 
ischen Gremien, in denen COST behandelt wird, mit Nachdruck dafür 
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ein, dass die Vertragsverhandlungen zu einem zügigen Abschluss kom- 
men und Mittel für die Fortführung der Aktionen fließen können. 


52. Abgeordnete 

Angelika 

Volquartz 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die bis zum 
31. Dezember 2003 befristete finanzielle För- 
derung der Patent- und Verwertungsagenturen 
nach Ablauf dieses Zeitraums fortzusetzen, 
und wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 25. Februar 2003 

Die Verwertungsoffensive war als Anschubfinanzierung des Bundes 
auf die Jahre 2001 bis 2003 begrenzt, was allen Beteiligten von Anfang 
an bekannt war. Danach sind in erster Linie die Flochschulen, um 
deren Patent- und Verwertungsgeschäft es geht, und die Länder gefor- 
dert, Wege zur weiteren Finanzierung ab 2004 zu finden. 


53. Abgeordnete 

Angelika 

Volquartz 

(CDU/CSU) 


Geht die Bundesregierung davon aus, dass die 
bisher bestehenden Patent- und Verwertungs- 
agenturen ab dem 1. Januar 2004 von Bundes- 
mitteln unabhängig existieren können, und 
wenn ja, auf welche Erkenntnisse stützt sich 
diese Einschätzung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 25. Februar 2003 

Auftraggeber der Patent- und Verwertungsagenturen (PVA) sind 
Flochschulen und einige außeruniversitäre Forschungseinrichtungen. 
Die bis Ende 2003 bewilligte Anschubfinanzierung wurde im Rahmen 
der Verwertungsoffensive bereitgestellt. Die Situation der einzelnen 
PVA ist u. a. aufgrund des Zeitpunktes ihrer Arbeitsaufnahme und 
Leistungsfähigkeit sowie ihres Umfeldes unterschiedlich. In welchem 
Umfang weitere Zuschüsse des Bundes nach 2003 nötig und möglich 
sind, wird sich erst im Laufe des Jahres 2003 klären. 


Berlin, den 7. März 2003 
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